
Wortlaut der zitierten Rechtsvorschriften im Gesetz zur Weiterentwicklung des
bedarfsgerechten Angebotes und der Qualität von Tagesbetreuung
(Kindertagesbetreuungsreformgesetz)

A. BUNDESRECHT

§ 4 SGB VIII
Zusammenarbeit der öffentlichen Jugendhilfe mit der freien Jugendhilfe
(1) Die öffentliche Jugendhilfe soll mit der freien Jugendhilfe zum Wohl junger Menschen und
ihrer Familien partnerschaftlich zusammenarbeiten. Sie hat dabei die Selbständigkeit der
freien Jugendhilfe in Zielsetzung und Durchführung ihrer Aufgaben sowie in der Gestaltung
ihrer Organisationsstruktur zu achten.
(2) Soweit geeignete Einrichtungen, Dienste und Veranstaltungen von anerkannten Trägern
der freien Jugendhilfe betrieben werden oder rechtzeitig geschaffen werden können, soll die
öffentliche Jugendhilfe von eigenen Maßnahmen absehen.
(3) Die öffentliche Jugendhilfe soll die freie Jugendhilfe nach Maßgabe dieses Buches
fördern und dabei die verschiedenen Formen der Selbsthilfe stärken.

§ 23 SGB VIII
Förderung in Kindertagespflege
(1) Die Förderung in Kindertagespflege nach Maßgabe von § 24 umfasst die
Vermittlung des Kindes zu einer geeigneten Tagespflegeperson, soweit diese nicht
von der erziehungsberechtigten Person nachgewiesen wird, deren fachliche
Beratung, Begleitung und weitere Qualifizierung sowie die Gewährung einer
laufenden Geldleistung.
(2) Die laufende Geldleistung nach Absatz 1 umfasst:
1. die Erstattung angemessener Kosten, die der Tagespflegeperson für den
Sachaufwand entstehen,
2. einen angemessenen Beitrag zur Anerkennung ihrer Förderungsleistung und
3. die Erstattung nachgewiesener Aufwendungen für Beiträge zu einer
Unfallversicherung sowie die hälftige Erstattung der Aufwendungen zu einer
angemessenen Alterssicherung der Tagespflegeperson.
Die Höhe der laufenden Geldleistung wird vom Träger der öffentlichen Jugendhilfe
festgelegt, soweit Landesrecht nicht etwas anderes bestimmt. Über die Gewährung
einer Geldleistung an unterhaltspflichtige Personen entscheidet der Träger der
öffentlichen Jugendhilfe nach pflichtgemäßem Ermessen.
(3) Geeignet im Sinn von Absatz 1 sind Personen, die sich durch ihre Persönlichkeit,
Sachkompetenz und Kooperationsbereitschaft mit Erziehungsberechtigten und
anderen Tagespflegepersonen auszeichnen und über kindgerechte Räumlichkeiten
verfügen. Sie sollen über vertiefte Kenntnisse hinsichtlich der Anforderungen der
Kindertagespflege verfügen, die sie in qualifizierten Lehrgängen erworben oder in
anderer Weise nachgewiesen haben.
(4) Erziehungsberechtigte und Tagespflegepersonen haben Anspruch auf Beratung
in allen Fragen der Kindertagespflege. Für Ausfallzeiten einer Tagespflegeperson ist
rechtzeitig eine andere Betreuungsmöglichkeit für das Kind sicherzustellen.
Zusammenschlüsse von Tagespflegepersonen sollen beraten, unterstützt und
gefördert werden.

§ 24 SGB VIII
Ausgestaltung des Förderungsangebots in Tageseinrichtungen



Ein Kind hat vom vollendeten dritten Lebensjahr bis zum Schuleintritt Anspruch auf den
Besuch eines Kindergartens. Für Kinder im Alter unter drei Jahren und für Kinder im
schulpflichtigen Alter sind nach Bedarf Plätze in Tageseinrichtungen vorzuhalten. Die Träger
der öffentlichen Jugendhilfe haben darauf hinzuwirken, daß ein bedarfsgerechtes Angebot
an Ganztagsplätzen zur Verfügung steht. Solange ein bedarfsgerechtes Angebot in
Tageseinrichtungen nach Satz 2 oder 3 noch nicht zur Verfügung steht, sind die Plätze
vorrangig für Kinder, deren Erziehungsberechtigte erwerbstätig, arbeits- oder
beschäftigungssuchend sind, zur Verfügung zu stellen.

§ 35a SGB VIII
Eingliederungshilfe für seelisch behinderte Kinder und Jugendliche
(1) Kinder oder Jugendliche haben Anspruch auf Eingliederungshilfe, wenn
1. ihre seelische Gesundheit mit hoher Wahrscheinlichkeit länger als sechs

Monate von dem für ihr Lebensalter typischen Zustand abweicht, und
2. daher ihre Teilhabe am Leben in der Gesellschaft beeinträchtigt ist oder

eine solche Beeinträchtigung zu erwarten ist.
(2) Die Hilfe wird nach dem Bedarf im Einzelfall
1. in ambulanter Form,
2. in Tageseinrichtungen für Kinder oder in anderen teilstationären

Einrichtungen,
3. durch geeignete Pflegepersonen und
4. in Einrichtungen über Tag und Nacht sowie sonstigen Wohnformen geleistet.
(3) Aufgabe und Ziel der Hilfe, die Bestimmung des Personenkreises sowie die Art der
Leistungen richten sich nach § 53 Abs. 3 und 4 Satz 1, den §§ 54, 56 und 57 des Zwölften
Buches, soweit diese Bestimmungen auch auf seelisch behinderte oder von einer solchen
Behinderung bedrohte Personen Anwendung finden.
(4) Ist gleichzeitig Hilfe zur Erziehung zu leisten, so sollen Einrichtungen, Dienste und
Personen in Anspruch genommen werden, die geeignet sind, sowohl die Aufgaben der
Eingliederungshilfe zu erfüllen als auch den erzieherischen Bedarf zu decken. Sind
heilpädagogische Maßnahmen für Kinder, die noch nicht im schulpflichtigen Alter sind, in
Tageseinrichtungen für Kinder zu gewähren und läßt der Hilfebedarf es zu, so sollen
Einrichtungen in Anspruch genommen werden, in denen behinderte und nichtbehinderte
Kinder gemeinsam betreut werden.

§ 74 SGB VIII
Förderung der freien Jugendhilfe
(1) Die Träger der öffentlichen Jugendhilfe sollen die freiwillige Tätigkeit auf dem Gebiet der
Jugendhilfe anregen; sie sollen sie fördern, wenn der jeweilige Träger
1. die fachlichen Voraussetzungen für die geplante Maßnahme erfüllt,
2. die Gewähr für eine zweckentsprechende und wirtschaftliche Verwendung der

Mittel bietet,
3. gemeinnützige Ziele verfolgt,
4. eine angemessene Eigenleistung erbringt und
5. die Gewähr für eine den Zielen des Grundgesetzes förderliche Arbeit

bietet.
Eine auf Dauer angelegte Förderung setzt in der Regel die Anerkennung als Träger der
freien Jugendhilfe nach § 75 voraus.
(2) Soweit von der freien Jugendhilfe Einrichtungen, Dienste und Veranstaltungen
geschaffen werden, um die Gewährung von Leistungen nach diesem Buch zu ermöglichen,
kann die Förderung von der Bereitschaft abhängig gemacht werden, diese Einrichtungen,
Dienste und Veranstaltungen nach Maßgabe der Jugendhilfeplanung und unter Beachtung
der in § 9 genannten Grundsätze anzubieten. § 4 Abs. 1 bleibt unberührt.
(3) Über die Art und Höhe der Förderung entscheidet der Träger der öffentlichen Jugendhilfe
im Rahmen der verfügbaren Haushaltsmittel nach pflichtgemäßem Ermessen.
Entsprechendes gilt, wenn mehrere Antragsteller die Förderungsvoraussetzungen erfüllen



und die von ihnen vorgesehenen Maßnahmen gleich geeignet sind, zur Befriedigung des
Bedarfs jedoch nur eine Maßnahme notwendig ist. Bei der Bemessung der Eigenleistung
sind die unterschiedliche Finanzkraft und die sonstigen Verhältnisse zu berücksichtigen.
(4) Bei sonst gleich geeigneten Maßnahmen soll solchen der Vorzug gegeben werden, die
stärker an den Interessen der Betroffenen orientiert sind und ihre Einflußnahme auf die
Ausgestaltung der Maßnahme gewährleisten.
(5) Bei der Förderung gleichartiger Maßnahmen mehrerer Träger sind unter
Berücksichtigung ihrer Eigenleistungen gleiche Grundsätze und Maßstäbe anzulegen.
Werden gleichartige Maßnahmen von der freien und der öffentlichen Jugendhilfe
durchgeführt, so sind bei der Förderung die Grundsätze und Maßstäbe anzuwenden, die für
die Finanzierung der Maßnahmen der öffentlichen Jugendhilfe gelten.
(6) Die Förderung von anerkannten Trägern der Jugendhilfe soll auch Mittel für die
Fortbildung der haupt-, neben- und ehrenamtlichen Mitarbeiter sowie im Bereich der
Jugendarbeit Mittel für die Errichtung und Unterhaltung von Jugendfreizeit- und
Jugendbildungsstätten einschließen.

§ 75 SGB VIII
Anerkennung als Täger der freien Jugendhilfe
(1) Als Träger der freien Jugendhilfe können juristische Personen und
Personenvereinigungen anerkannt werden, wenn sie
1. auf dem Gebiet der Jugendhilfe im Sinne des § 1 tätig sind,
2. gemeinnützige Ziele verfolgen,
3. aufgrund der fachlichen und personellen Voraussetzungen erwarten lassen,

daß sie einen nicht unwesentlichen Beitrag zur Erfüllung der Aufgaben der
Jugendhilfe zu leisten imstande sind, und

4. die Gewähr für eine den Zielen des Grundgesetzes förderliche Arbeit
bieten.

(2) Einen Anspruch auf Anerkennung als Träger der freien Jugendhilfe hat unter den
Voraussetzungen des Absatzes 1, wer auf dem Gebiet der Jugendhilfe mindestens drei
Jahre tätig gewesen ist.
(3) Die Kirchen und Religionsgemeinschaften des öffentlichen Rechts sowie die auf
Bundesebene zusammengeschlossenen Verbände der freien Wohlfahrtspflege sind
anerkannte Träger der freien Jugendhilfe.

§ 25 SGB X
Akteneinsicht durch Beteiligte
(1) Die Behörde hat den Beteiligten Einsicht in die das Verfahren betreffenden Akten zu
gestatten, soweit deren Kenntnis zur Geltendmachung oder Verteidigung ihrer rechtlichen
Interessen erforderlich ist. Satz 1 gilt bis zum Abschluss des Verwaltungsverfahrens nicht für
Entwürfe zu Entscheidungen sowie die Arbeiten zu ihrer unmittelbaren Vorbereitung.
(2) Soweit die Akten Angaben über gesundheitliche Verhältnisse eines Beteiligten enthalten,
kann die Behörde statt dessen den Inhalt der Akten dem Beteiligten durch einen Arzt
vermitteln lassen. Sie soll den Inhalt der Akten durch einen Arzt vermitteln lassen, soweit zu
befürchten ist, dass die Akteneinsicht dem Beteiligten einen unverhältnismäßigen Nachteil,
insbesondere an der Gesundheit, zufügen würde. Soweit die Akten Angaben enthalten, die
die Entwicklung und Entfaltung der Persönlichkeit des Beteiligten beeinträchtigen können,
gelten die Sätze 1 und 2 mit der Maßgabe entsprechend, dass der Inhalt der Akten auch
durch einen Bediensteten der Behörde vermittelt werden kann, der durch Vorbildung sowie
Lebens- und Berufserfahrung dazu geeignet und befähigt ist. Das Recht nach Absatz 1 wird
nicht beschränkt.
(3) Die Behörde ist zur Gestattung der Akteneinsicht nicht verpflichtet, soweit die Vorgänge
wegen der berechtigten Interessen der Beteiligten oder dritter Personen geheimgehalten
werden müssen.
(4) Die Akteneinsicht erfolgt bei der Behörde, die die Akten führt. Im Einzelfall kann die
Einsicht auch bei einer anderen Behörde oder bei einer diplomatischen oder



berufskonsularischen Vertretung der Bundesrepublik Deutschland im Ausland erfolgen;
weitere Ausnahmen kann die Behörde, die die Akten führt, gestatten.
(5) Soweit die Akteneinsicht zu gestatten ist, können die Beteiligten Auszüge oder
Abschriften selbst fertigen oder sich Ablichtungen durch die Behörde erteilen lassen. Die
Behörde kann Ersatz ihrer Aufwendungen in angemessenem Umfang verlangen.

§ 53 SGB XII
Leistungsberechtigte und Aufgabe
(1) Personen, die durch eine Behinderung im Sinne von § 2 Abs. 1 Satz 1 des Neunten
Buches wesentlich in ihrer Fähigkeit, an der Gesellschaft teilzuhaben, eingeschränkt oder
von einer solchen wesentlichen Behinderung bedroht sind, erhalten Leistungen der
Eingliederungshilfe, wenn und solange nach der Besonderheit des Einzelfalles,
insbesondere nach Art oder Schwere der Behinderung, Aussicht besteht, dass die Aufgabe
der Eingliederungshilfe erfüllt werden kann. Personen mit einer anderen körperlichen,
geistigen oder seelischen Behinderung können Leistungen der Eingliederungshilfe erhalten.
(2) Von einer Behinderung bedroht sind Personen, bei denen der Eintritt der Behinderung
nach fachlicher Erkenntnis mit hoher Wahrscheinlichkeit zu erwarten ist. Dies gilt für
Personen, für die vorbeugende Gesundheitshilfe und Hilfe bei Krankheit nach den §§ 47 und
48 erforderlich ist, nur, wenn auch bei Durchführung dieser Leistungen eine Behinderung
einzutreten droht.
(3) Besondere Aufgabe der Eingliederungshilfe ist es, eine drohende Behinderung zu
verhüten oder eine Behinderung oder deren Folgen zu beseitigen oder zu mildern und die
behinderten Menschen in die Gesellschaft einzugliedern. Hierzu gehört insbesondere, den
behinderten Menschen die Teilnahme am Leben in der Gemeinschaft zu ermöglichen oder
zu erleichtern, ihnen die Ausübung eines angemessenen Berufs oder einer sonstigen
angemessenen Tätigkeit zu ermöglichen oder sie so weit wie möglich unabhängig von Pflege
zu machen.
(4) Für die Leistungen zur Teilhabe gelten die Vorschriften des Neunten Buches, soweit sich
aus diesem Buch und den auf Grund dieses Buches erlassenen Rechtsverordnungen nichts
Abweichendes ergibt. Die Zuständigkeit und die Voraussetzungen für die Leistungen zur
Teilhabe richten sich nach diesem Buch.

§ 54 SGB XII
Leistungen der Eingliederungshilfe
(1) Leistungen der Eingliederungshilfe sind neben den Leistungen nach den §§ 26, 33, 41
und 55 des Neunten Buches insbesondere
1. Hilfen zu einer angemessenen Schulbildung, insbesondere im Rahmen der allgemeinen
Schulpflicht und zum Besuch weiterführender Schulen einschließlich der Vorbereitung
hierzu; die Bestimmungen über die Ermöglichung der Schulbildung im Rahmen der
allgemeinen Schulpflicht bleiben unberührt,
2. Hilfe zur schulischen Ausbildung für einen angemessenen Beruf einschließlich des
Besuchs einer Hochschule,
3. Hilfe zur Ausbildung für eine sonstige angemessene Tätigkeit,
4. Hilfe in vergleichbaren sonstigen Beschäftigungsstätten nach § 56,
5. nachgehende Hilfe zur Sicherung der Wirksamkeit der ärztlichen und ärztlich verordneten
Leistungen und zur Sicherung der Teilhabe der behinderten Menschen am Arbeitsleben.
Die Leistungen zur medizinischen Rehabilitation und zur Teilhabe am Arbeitsleben
entsprechen jeweils den Rehabilitationsleistungen der gesetzlichen Krankenversicherung
oder der Bundesagentur für Arbeit.
(2) Erhalten behinderte oder von einer Behinderung bedrohte Menschen in einer stationären
Einrichtung Leistungen der Eingliederungshilfe, können ihnen oder ihren Angehörigen zum
gegenseitigen Besuch Beihilfen geleistet werden, soweit es im Einzelfall erforderlich ist.



§ 3 BUrlG
Dauer des Urlaubs
(1) Der Urlaub beträgt jährlich mindestens 24 Werktage.
(2) Als Werktage gelten alle Kalendertage, die nicht Sonn- oder gesetzliche Feiertage sind.

B. Landesrecht

§ 47 AG KJHG
Förderung der freien Jugendhilfe
(1) Die Träger der freien Jugendhilfe werden vom Land Berlin nach § 74 des
Achten Buches Sozialgesetzbuch sowie nach Maßgabe der Jugendhilfeplanung
und des Landesjugendplans gefördert. Über Art und Höhe der Förderung entscheiden
die Jugendhilfebehörden im Rahmen der verfügbaren Mittel nach
pflichtgemäßem Ermessen. Hierbei sollen insbesondere auch die verschiedenen
Grundrichtungen der Erziehung, die Vielfalt der Inhalte und Methoden
sowie die Eignung und Bedeutung für die Jugendhilfe, Erfahrung und Aktivität
der einzelnen Träger, die von ihnen erbrachten Eigenleistungen sowie die
Zuwendungen und die Beteiligung Dritter angemessen berücksichtigt werden.
Die Gewährung von Förderungen ist von der Verpflichtung des Empfängers
abhängig zu machen, Einrichtungen, Dienste und Veranstaltungen unter Beachtung
der in § 9 des Achten Buches Sozialgesetzbuch genannten Grundsätze
über die Grundrichtung der Erziehung und über die Förderung der Gleichberechtigung
von Mädchen und Jungen anzubieten.
(2) Das Landesjugendamt ist zuständig für die Förderung von überbezirklichen
Verbänden sowie von Einrichtungen, Diensten, Modellvorhaben und Projekten
der freien Jugendhilfe, soweit sie den bezirklichen Bedarf übersteigen
oder gesamtstädtische Bedeutung haben. Im Übrigen ist das Jugendamt zuständig
für die Förderung der freien Jugendhilfe.
(3) Die Förderung der freien Jugendhilfe schließt ein, dass den Trägern der
freien Jugendhilfe die zur Aufgabenerfüllung erforderlichen Räume, soweit sie
sich im Vermögen des Landes Berlin befinden, entgeltfrei zur Verfügung
gestellt werden. Die Kostenfreiheit nach Satz 1 gilt auch für die Überlassung
von Räumen, die gemeinsam in öffentlicher und freier Trägerschaft genutzt
werden.



§ 4 EigG
Aufgaben der Geschäftsleitung
(1) Die Geschäftsleitung leitet den Eigenbetrieb selbständig und in eigener
Verantwortung, soweit gesetzlich nichts anderes bestimmt ist. Sie ist besonders
für Leistungsfähigkeit und wirtschaftliche Führung verantwortlich.
(2) Die Geschäftsleitung unterrichtet den Aufsichtführenden und den Verwaltungsrat
rechtzeitig über alle wichtigen Vorgänge. Auf Anforderung hat sie ihnen in allen
Angelegenheiten Auskünfte zu erteilen, Berichte zu erstatten und Unterlagen vorzulegen.
(3) Die Geschäftsleitung nimmt an den Sitzungen des Verwaltungsrats teil.
Sie ist berechtigt und verpflichtet, ihre Ansicht zu den Angelegenheiten des
Eigenbetriebs jederzeit darzulegen.
(4) Kommt die Geschäftsleitung wichtigen Pflichten nicht nach, so kann der
Aufsichtführende der Geschäftsleitung Weisungen erteilen. Werden sie nicht
befolgt, so kann das Trägerorgan einen Beauftragten bestellen, der einzelne
oder alle Befugnisse der Geschäftsleitung ausübt. Der Aufsichtführende unterrichtet
den Verwaltungsrat unverzüglich.
(5) Besteht die Geschäftsleitung aus mehreren Geschäftsleitern, so gibt sie
sich eine Geschäftsordnung.

§ 8 EigG
Beanstandungsrecht
(1) Der Aufsichtführende kann Beschlüsse des Verwaltungsrats, die das
öffentliche Interesse oder das Betriebsinteresse beeinträchtigen, in der Sitzung
mit aufschiebender Wirkung beanstanden.
(2) Innerhalb von zwei Wochen hat der Verwaltungsrat erneut Beschluss zu
fassen; er ist unabhängig von der Zahl der anwesenden Mitglieder beschlussfähig.
Hält der Aufsichtführende die Beanstandung in der Sitzung auch für den
erneuten Beschluss aufrecht, so hat er sie unverzüglich unter Darlegung der
unterschiedlichen Auffassungen dem Trägerorgan vorzulegen. Dieses entscheidet
an Stelle des Verwaltungsrats und legt seine Entscheidung dem Organ, dem
es politisch verantwortlich ist, zur Kenntnisnahme vor.
(3) Entscheidet das Trägerorgan nicht innerhalb von vier Wochen nach dem
erneuten Beschluss, so wird er wirksam.

§ 22 GDG
Kinder- und Jugendgesundheitsdienst
(1) Der öffentliche Gesundheitsdienst sorgt dafür, dass für Säuglinge und
Kleinkinder, vor allem dann, wenn die Schwangerschaft oder die Geburt regelwidrig
verlaufen ist oder sich Besonderheiten in der frühkindlichen Entwicklung
zeigen (Risikoberatung), ein Betreuungsangebot erfolgt, und empfiehlt
erforderlichenfalls Fördermaßnahmen. Er sorgt in Ergänzung vorhandener
Vorsorgeangebote für ärztliche Untersuchungen zur Früherkennung von
Krankheiten, Behinderungen und Entwicklungsstörungen, auch in jugendpsychiatrischer
Hinsicht. Er wirkt auf einen umfassenden Impfschutz hin.
(2) Der öffentliche Gesundheitsdienst wirkt auf ein ausreichendes Frühförder-
und Beratungsangebot für behinderte und von Behinderung bedrohte Kinder
und Jugendliche hin.
(3) Der öffentliche Gesundheitsdienst führt insbesondere Untersuchungen
zur Schulreife, bei Bedarf andere zielgruppenbezogene Untersuchungen,
durch. Er stellt die Untersuchung vor der Schulentlassung und die Erstuntersuchung
nach dem Jugendarbeitsschutzgesetz vom 12. April 1976 (BGBl. I
S. 965), zuletzt geändert durch Artikel 2 Abs. 2 des Gesetzes vom 31. Mai 1994
(BGBl. I S. 1168), in der jeweils geltenden Fassung sicher. Soweit erforderlich,



überprüft und ergänzt er nach Zustimmung der Sorgeberechtigten den Impfstatus.
(4) Er führt Sprechstunden und Beratungen für Betroffene, Personensorgeberechtigte,
Lehrer und Erzieher durch oder stellt dies durch gleichwertige
andere Angebote sicher.
(5) Der öffentliche Gesundheitsdienst wirkt an der sozialpädiatrischen Versorgung
mit.
(6) Die Aufgaben nach Absatz 4 und 5 werden, sofern im Bezirk kein anderes
Angebot besteht, durch ein interdisziplinäres Team von Ärzten, Psychologen,
medizinischem und heilpädagogischem Fachpersonal sowie Sozialarbeitern
wahrgenommen.

§ 23 GDG
Zahnärztlicher Dienst
(1) Der öffentliche Gesundheitsdienst hat die Aufgabe, Zahn-, Mund- und
Kiefererkrankungen bei Kindern und Jugendlichen zu verhüten und zu erkennen.
Er führt daher insbesondere regelmäßig zahnärztliche Untersuchungen mit
Befundaufzeichnung vom Kleinkindalter an durch, die auch eine Karies-
Risiko-Diagnostik enthalten. Er überwacht die erforderlichen Behandlungen
und nimmt Aufgaben nach § 1 Abs. 3 Nr. 5 wahr. In Kindertagesstätten und
Schulen betreibt er Gruppenprophylaxe, die entsprechend dem gesetzlichen
Auftrag des § 21 des Fünften Buchs Sozialgesetzbuch (Artikel 1 des Gesetzes
vom 20. Dezember 1988, BGBl. I S. 2477 / GVBl. S. 2450), zuletzt geändert
durch Artikel 8 § 20 des Gesetzes vom 24. Juni 1994 (BGBl. I S. 1416), für die
dort genannte Altersgruppe im Zusammenwirken mit Krankenkassen und niedergelassenen
Zahnärzten durchgeführt wird.
(2) Eltern und sonstige Personensorgeberechtigte sowie Lehrer und Erzieher
werden zu Fragen der Zahn- und Mundgesundheit der Kinder beraten; zur
Information der Allgemeinheit wird Öffentlichkeitsarbeit betrieben.

§ 21 SchulG

§ 21
Allgemeines
(1) Die Bildungsgänge der Sekundarstufe I enden mit Abschlüssen. Abschlüsse
sind
1. der Hauptschulabschluss,
2. der erweiterte Hauptschulabschluss und
3. der mittlere Schulabschluss.
(2) Der mittlere Schulabschluss wird in einem Abschlussverfahren erworben.
Er setzt sich aus den schulischen Bewertungen der Jahrgangsstufe 10 und
einer Prüfung mindestens in den Fächern Deutsch, Mathematik und erste
Fremdsprache zusammen.


